


Zum georgisch-ossetischen Konflikt

In bezug auf den georgisch-ossetischen Konflikt soll die Mission zufolge der
Entscheidung des Ständigen Ausschusses vom 29. März 1994

"einen größeren politischen Rahmen herstellen helfen, in dem eine
dauerhafte politische Regelung des georgisch-ossetischen Konflikts
auf der Grundlage der KSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen her­
beigeführt werden kann;
verstärkt das Gespräch mit allen Konfliktparteien unter anderem
auch am Runden Tisch suchen, um Spannungsherde festzustellen
und sie auszuschalten zu suchen und eine Aussöhnung auf politi­
schem Wege auf das gesamte Konfliktgebiet auszudehnen;
Empfehlungen bezüglich der baldigen Einberufung einer internatio­
nalen Konferenz unter der Schirmherrschaft der KSZE und unter
Beteiligung der Vereinten Nationen abgeben, die den Konflikt unter
anderem durch die Festlegung des politischen Status von Süd-Osse­
tien beilegen soll;
in Ausübung ihrer Überwachungsaufgaben bei den gemeinsamen
Friedensstreitkräften im Rahmen der gesamten Bemühungen der
KSZE um eine Lösung auf dem Verhandlungswege in geeigneter
Weise mit den Kommandanten der Streitkräfte Kontakt aufnehmen,
Informationen über die militärische Lage einholen, Verstöße gegen
die herrschende Waffenruhe untersuchen und lokale Kommandanten
auf mögliche politische Auswirkungen bestimmter militärischer Ak­
tionen aufmerksam machen;
an der neuerlich einberufenen Gemeinsamen Kontrollkommission
aktiv teilnehmen, um die Zusammenarbeit mit und zwischen den be­
troffenen Parteien zu fördern;
Kontakt mit lokalen Behörden und Vertretern der Bevölkerung auf­
nehmen und im gesamten Gebiet eine sichtbare KSZE-Präsenz auf­
rechterhalten."

Zur Umsetzung dieses umfassenden Süd-Ossetien-Mandates ist die Mis­
sion in vier Bereichen tätig:

1. bei der Sicherung des Friedens;
2. der Förderung praktischer Zusammenarbeit zwischen den Streitpar­

teien;
3. der Regelung des künftigen Status von Süd-Ossetien;
4. bei der Beschaffung humanitärer u.a. Hilfe und der Koordinierung

internationaler Kontakte für Süd-Ossetien.
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jedoch am 14. Juni 1994 in Vladikavkas, (Nord-Ossetien) zu einer Diskus­
sion dieses zusammen. Als deren Ergebnis kam eine ge­
meinsame Erklärung in zehn Punkten zustande, in der die Notwendigkeit
solcher praktischer beiderseits bestätigt wurde.
Zusammenarbeit dieser Art ist inzwischen in einigen Bereichen Zllstande­
gekommen. So gibt es wieder tägliche Autobusverbindungen zwischen Tif-
lis und Tsinvali, dem Süd-Ossetiens; ebenso ist ein begrenzter
Güteraustausch wieder in Auf anderen Gebieten, z.B.
bei der es vorerst nur tastende Versuche.
Aber die mehren sich. Die Menschen und ihre unabweis-
baren Bedürfnisse die zur LUSaIJl1men,lfb,elL
Potentiell große besonders Bereich praktischer Zu-
sammenMbeit hat die am 1. November 1994 auf russische Initiative wie­
derbelebte Gemeinsame Kommission zur des Süd-Ossetien­
Konfliktes, die bereits 1992 zur der Friedenstruppen geschaffen

aber geblieben war. In dieser Kommission sind lI........ UAoJI..lU.u.U,

Georgien, Süd-Ossetien und Nord-Ossetien als "Parteien" und die OSZE­
Mission als "anderes Mitglied" vertreten.

Zu 3.: Als Schwerpunkt ihrer hat die Mission im Som-
mer 1994 einen Vorschlag für den Status Süd-Ossetiens ausge-
(lfbeitet und mit den Parteien - auch in der Öffentlichkeit - eingehend dis­
kutiert. Der Vorschlag sieht für Süd-Ossetien ein Maximum an Selbstre­
gierung im georgischen Staatsverband vor und versucht damit, dem Frie­
densgebot, dem Prinzip der der territorialen Integrität aner­
kannter Staaten.und dem - inneren - Selbstbestimmungsrecht des osseti-
schen Volkes in ausgewogener Weise zu tragen.
Das Territorium hatte bis Dezember 1990 den Status eines "autonomen
Gebiets" in der der sich allerdings
praktisch auf JL".,-....~-...'...,JI.L......

Im zusarnm.enJl1aI1Lg
annullierte diese Autonomie,
während sich Süd-Ossetien seinerseits zur selbständigen - und in
einem Referendum überdies die mit Nord-Ossetien, d.h.
mit der Russischen Föderation, erklärte. So sehr Süd-Ossetien auf gere-
gelte angewiesen so ist doch in letzten
fünf Jahren eine Etwa neun
Zehntel des Gebiets sind der und Georgiens entzo-
gen. Für Süd-Ossetien reicht deshalb heute die einer
eng begrenzten im Rahmen der Sowjet-Union nicht
mehr aus. Süd-Ossetien wird für Georgien wohl aIJll ehesten in einer zeit­
gemäßen bundesstaatlichen Struktur wiederzugewinnen sein, die dem Ge-
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zeichnung und Ratifikation Georgien wiederum von der Regelung der bei­
den Regionalkonflikte in seinem Sinne abhängig gemacht hat. Infolge des­
sen steht die süd-ossetische Seite jetzt unter erhöhtem Druck Rußlands,
ihren Anspruch auf Unabhängigkeit aufzugeben. Sie hat aber bisher keine
eindeutige Position bezogen und verweigert noch ein entscheidendes Ent­
gegenkommen.

Zu 4.: Eine vierte Aktivität der Mission in Süd-Ossetien ergibt sich nur in­
direkt aus dem Mandat. Entsprechend dem Auftrag, "einen größeren po­
litischen Rahmen herstellen zu helfen, in dem eine dauerhafte Regelung
herbeigeführt werden kann", engagiert sich die Mission bei der Beschaf­
fung von humanitärer u.a. Hilfe, von Stipendien und der Vermittlung von
Kontakten Süd-Ossetiens mit der Außenwelt. Diese Aktivitäten, die mit
der georgischen Regierung abgestimmt werden, um Interessenkollisionen
~ vermeiden, unterstreichen die Rolle der Mission als eines "Fensters zur
Welt". Sie nehmen zunehmend breiteren Raum ein. Die in Georgien ver­
tretenen internationalen Organisationen und Nicht-Regierungsorganisa­
tionen nutzen die Mission als Mittler und Koordinator für Süd-Ossetien.
Auch die georgische und die süd-ossetische Seite scheinen auf diese Rolle
der Mission Wert zu legen.

Zum Abchasien-Konflikt

In bezug auf den Abchasien-Konflikt soll die Mission nach dem Wortlaut
des Mandats

"die Verbindung mit den Operationen der Vereinten Nationen in
Abchasien geWährleisten, um die Ereignisse im Auge zu behalten und
regelmäßig an die KSZE Bericht zu erstatten, damit unter anderem dem
Vertreter des amtierenden Vorsitzenden auf Einladung der Vereinten
Nationen die Teilnahme an den Verhandlungen unter der Schirm­
herrschaft der Vereinten Nationen erleichtert wird. "

Der ungelöste Abchasien-Konflikt stellt für Georgien wegen der hohen
Zahl von Flüchtlingen aus Abchasien (250 000 Personen), die eine kriti­
sche Unruhe-Masse bilden, ein schwieriges innenpolitisches Problem dar.
Von den Abchasen kann freiwillige Zustimmung nur zur Rückkehr eines
kleineren Teils der Flüchtlinge erwartet werden, da sie selbst sonst in die
Minderheit geraten würden. Der Abchasien-Konflikt muß deswegen als
noch schwerer lösbar gelten als der Süd-Ossetien-Konflikt.
An den formal von den VN geführten, in der Sache stark von Rußland be­
stimmten Verhandlungen zur Regelung des Abchasien-Konflikts nimmt
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Aus dieser Vielfalt von Gebieten konnte die Mission zunächst die Bera­
tung bei der Ausarbeitung einer neuen Verfassung aufnehmen. Ausgehend
von ihrer Befassung mit dem Status von Süd-Ossetien und Abchasien als
Teilen Georgiens, konzentrierte sie sich dabei, in enger Zusammenarbeit
mit der georgischen Verfassungskommission, auf die Föderalismus-Pro­
blematik. Befaßt waren insbesondere zwei aus Bundesstaaten, den USA
und Deutschland, stammende Verfassungsrechtier als Missionsmitglieder
sowie ein österreichischer Hochschullehrer als externer Experte. Die Mis­
sion war ferner an der Ausarbeitung des Menschenrechts-Kapitels des
Verfassungsentwurfs beteiligt
Seit August 1994 war es erstmals möglich, konkrete Menschenrechtspro­
bleme zu bearbeiten. Um Außenstehenden den Kontakt mit der Mission
in diesen Fragen zu erleichtern, wurde im Februar 1995 ein Stadtbüro der
Mission eröffnet. Mit dem georgischen staatlichen Komitee für Minder­
heits- und Menschenrechtsfragen konnte ein intensiver offener Dialog
etabliert werden, der das Komitee gegenüber Vertretern staat­
licher und außerstaatlicher Interessen in seiner Arbeit indirekt stützt.
Da in Georgien spezifische Menschenrechtsorganisationen bisher nicht
permanent vertreten sind, der Tätigkeit Mission diesem
Gebiet besondere Bedeutung zu.
Dem Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen, eine unabhängige Rechtspflege
inbegriffen, ferner dem Ausbau der Demokratie auf lokaler ge­
bühren weiter besondere Aufmerksamkeit. diesen Bereichen wird die
Mission langfristig sinnvolle Arbeit verrichten können.
Insgesamt hat sich die Mission, so wird man sagen können, auf den Ge­
bieten, auf denen sie arbeitet, als nützlich erwiesen. Ihre Arbeit wird von
der georgischen von den Gremien der OSZE und den interes-
sierten Regierungen anerkannt. Als die keine Machtinteres-
sen sondern Prinzipien vertritt, ist die OSZE in Verhältnissen
gefordert, in denen die Anwendung von Gewalt und Zwang als Mittel der
Politik noch nicht überwunden ist und in denen der einzelne wenig
Rechtssicherheit genießt Die Präsenz einer Mission der OSZE
kann dabei helfen, die Verhältnisse offener und durchsichtiger zu gestal­
ten und letzten Endes das friedliche Miteinander der Menschen, Politiker
und Staaten fördern. Man muß sich allerdings auf seiten der Organisation
und Ihrer Mitgliedstaaten darüber im klaren sein, daß dies .eine echte
Langzeitaufgabe darstellt. Missionsmitglieder müssen vor allem in der
Lage sein, das Vertrauen ihrer Partner in die Arbeit der OSZE zu gewin­
nen. Dies erfordert längere Einsatzzeiten der Missionsmitglieder als die
bisher üblichen sechs Monate. Die OSZE-Staaten müßten hierfür etwas
mehr Mittel aufwenden als bisher. Dieser Einsatz würde sich gewiß loh­
nen.
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